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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den Zahlungsaufschub für Ein- und Ausfuhrabgaben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über den Zahlungsaufschub für Zölle, Ab- 
gaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen wur- 
den die Voraussetzungen festgelegt, unter denen die 
Mitgliedstaaten Zölle, Abgaben gleicher Wirkung 
oder Abschöpfungen für solche Waren aufschieben 
können, die Gegenstand einer Zollerklärung sind. 

Seit Inkrafttreten dieser Richtlinie wurden für be- 
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse oder deren 
Verarbeitungserzeugnisse Währungsausgleichsbe- 
träge festgesetzt. Es ist daher angebracht, den Gel- 
tungsbereich der genannten Richtlinie auf diese bei 
der Einfuhr erhobenen Abgaben auszudehnen. 

Außerdem werden seit diesem Zeitpunkt bei der 
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
oder deren Verarbeitungserzeugnisse Abschöpfun- 
gen, Abgaben und Währungsausgleichsbeträge er- 
hoben. Für diese Ausfuhrabgaben sollte ein Zah- 
lungsaufschub unter den gleichen Voraussetzungen 
wie bei Einfuhrabgaben vorgesehen werden. 

Der besseren Übersichtlichkeit wegen ist es zweck- 
mäßig, alle für den Aufschub der Zahlung von Ein- 
oder Ausfuhrabgabenschulden künftig geltenden Be- 
stimmungen zusammenzufassen und die Richtlinie 
vom 4. März 1969 demzufolge aufzuheben — 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie legt die Regeln fest, welche die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über den Zahlungsaufschub von Ein- 
oder Ausfuhrabgaben für Waren enthalten müs- 
sen, die Gegenstand einer Zollanmeldung sind, 
auf Grund derer die Verpflichtung zur Entrich- 
tung dieser Abgaben entsteht. 

2. Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 

a) Einfuhrabgaben: Zölle, Abgaben gleicher Wir- 
kung, Abschöpfungen und sonstige bei der 
Einfuhr erhobene Abgaben, die im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik oder im Rah- 
men der nach Artikel 235 des Vertrages auf 
bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
erzeugnisse anwendbaren spezifischen Rege- 
lungen vorgesehen sind; 

b) Ausfuhrabgaben: Abschöpfungen und sonstige 
bei der Ausfuhr erhobene Abgaben, die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik oder 
im Rahmen der nach Artikel 235 des Vertra- 
ges auf bestimmte landwirtschaftliche Ver- 
arbeitungserzeugnisse anwendbaren spezifi- 
schen Regelungen vorgesehen sind. 

Artikel 2 

1. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
gewähren dem Abgabenschuldner unter den in 
dieser Richtlinie vorgesehenen Voraussetzungen 
für Ein- oder Ausfuhrabgaben bei Leistung einer 
geeigneten Sicherheit auf Antrag Zahlungsauf- 
schub. Der Zahlungsaufschub wird zinslos ge- 
währt, er kann jedoch für den Begünstigten zu 
gewissen Kosten führen. 

2. Die in Absatz 1 genannte Aufschubfrist beträgt, 
vorbehaltlich der Artikel 3, 4 und 5, 30 Tage; sie 
beginnt an dem Tage, an dem die geschuldeten 
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Beträge von der für die Erhebung zuständigen 
Behörde buchmäßig erfaßt worden sind. Die Ab- 
gabenbeträge müssen innerhalb von zwei Tagen 
nach der Freigabe der Waren oder jedem ande- 
ren nach den Zollvorschriften an ihre Stelle tre- 
tenden Rechtshandlung buchmäßig erfaßt werden. 

Artikel 3 

1. Werden die für Ein- oder Ausfuhren innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes geschuldeten Ein- 
üder Ausfuhrabgaben von der für die Erhebung 
zuständigen Behörde nur einmal am Ende dieses 
Zeitraums buchmäßig erfaßt, so wird die in Arti- 
kel 2 Absatz 2 genannte Aufschubfrist um die 
Idälfte der Tage dieses Zeitraums vermindert. 

2. Ist die Zahl der Tage des in Absatz 1 genannten 
Zeitraums eine ungerade Zahl, so wird bei der 
Verminderung der Aufschubfrist von der Hälfte 
der nächstniedrigeren geraden Zahl ausgegangen. 

3. Der in Absatz 1 genannte Zeitraum darf nicht 
länger sein als die in Artikel 2 Absatz 2 ge- 
nannte Aufschubfrist. 

Artikel 4 

1. Wird der Zahlungsaufschub global für alle von 
der zuständigen Erhebungsbehörde während 
eines bestimmten Zeitraumes buchmäßig erfaß- 
ten Ein- oder Ausfuhrabgaben gewährt, so be- 
ginnt die in Artikel 2 Absatz 2 genannte Auf- 
schubfrist am Ende dieses Zeitraums und wird 
um die Hälfte der Tage dieses Zeitraums ver- 
mindert. 

2. Ist die Zahl der Tage des in Absatz I genannten 
Zeitraums eine ungerade Zahl, so wird bei der 
Verminderung der Aufschubfrist von der Hälfte 
der nächstniedrigeren geraden Zahl ausgegangen. 

3. Der in Absatz 1 genannte Zeitraum darf nicht 
länger sein als die in Artikel 2 Absatz 2 ge- 
nannte Aufschubfrist. 

Artikel 5 

Ist der nach den Artikeln 2, 3 und 4 bestimmte Zeit- 
punkt der Fälligkeit kein Arbeitstag, so wird die 


Aufschubfrist bis zum nächstfolgenden Arbeitstag 
verlängert. 

Artikel 6 

Gewährt ein Mitgliedstaat außer dem Zahlungsauf- 
schub nach den Artikeln 1 bis 5 zusätzlich weitere 
Zahlungserleichterungen, so sind die vom Abgaben- 
schuldner zu tragenden Zinsen und Kosten nach den 
Zinsen und Kosten des jeweiligen einzelstaatlichen 
Geld- und Kapitalmarktes zu berechnen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie spätestens bis zum 
1. Juli 1976 nachzukommen. 

I Artikels 

' Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 

! über die Bestimmungen, die er zur Durchführung 
dieser Richtlinie erläßt. 

I 

Die Kommission teilt diese Angaben den übrigen 
Mitgliedstaaten mit. 

Artikel 9 

1. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über den Zahlungsaufschub für 
Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen (69/76/EWG) wird mit Wirkung vom 
1. Juli 1976 aufgehoben. 

2. Wird in Rechtsvorschriften der Gemeinschaft auf 
die in Absatz 1 genannte Richtlinie des Rates 
oder auf bestimmte Artikel dieser Richtlinie ver- 
wiesen, so gilt dies als Verweisung auf die vor- 
liegende Richtlinie oder die entsprechenden Arti- 
kel der vorliegenden Richtlinie. 

A r t i k e 1 10 

, Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zo 52/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3997 


Begründung 

Der Rat hat am 4. März 1969 im Rahmen der Arbei- 
ten zur Vollendung der Zollunion eine Richtlinie 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über den Zahlungsaufschub für Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen (69/ 
76 EW^G) angenommen ^). 

Durch diese Richtlinie soll es Einführern von Dritt- 
landserzeugnissen ermöglicht werden, die geschul- 
deten Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen unter gewissen Voraussetzungen (ins- 
besondere nach Leistung einer geeigneten Sicher- 
heit) erst nach Ablauf von 30 Tagen nach der buch- 
mäßigen Erfassung dieser Abgaben durch die für die 
Erhebung zuständige Behörde zu entrichten. 

Diese Richtlinie übernimmt und harmonisiert die Er- 
leichterungen, die die Mitgliedstaaten bereits vor- 
her aus technischen (Vereinfachung der Abfertigung) 
oder wirtschaftlichen Gründen (Gewährung eines 
Zahlungsaufschubs, damit der Einführer die einge- 
führten Waren vor der Entrichtung der Einfuhr- 
abgaben Weiterverkäufen kann) gewährt hatten. Sie 
könnne zwar für den Einführer zu gewissen mit der 
von der Verwaltung geforderten Sicherheitsleistung 
zusammenhängenden Kosten führen, es werden je- 
doch keine Zinsen verlangt. 

Die Mitgliedstaaten können weitere Zahlungs- 
erleichterungen gewähren. In diesem Fall sind die 
vom Abgabenschuldner hierfür zu tragenden Zinsen 
und Kosten gemäß Artikel 6 der genannten Richt- 
linie nach den Zinsen und Kosten des jeweiligen 
einzelstaatlichen Geld- und Kapitalmarktes zu be- 
rechnen. 

Mit diesen Regeln sollen die Gleichbehandlung der 
gemeinschaftlichen Einführer in jedem Mitglied- 
staat gewährleistet sowie Verkehrsverlagerungen 
auf Grund besonderer verwaltungsmäßiger Erleich- 
terungen vermieden werden. 

Diese Bestimmungen haben bisher befriedigende 
Ergebnisse hervorgebracht; eine von der Kommis- 
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sion sowie von den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten kürzlich angestellte Untersuchung hat 
ergeben, daß diese Vorschriften in technischer Hin- 
sicht nicht geändert werden sollten. 

Die Richtlinie vom 4. März 1969 gilt jedoch nur für 
die bei der Einfuhr zu erhebenden Zölle, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen. Ais diese 
Richtlinie vom Rat erlassen wurde, gab es für indu- 
strielle und landwirtschaftliche Erzeugnisse keine 
anderen Abgaben. Seit dem Zeitpunkt ihres Inkaft- 
tretens werden jedoch außerdem 

— bei der Einfuhr für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse oder deren Verarbeitungserzeugnis- 
se Währungsausgleichsbeträge und 

— bei der Ausfuhr für bestimmte landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse oder deren Verarbeitungser- 
zeugnisse Abschöpfungen, Abgaben und Aus- 
gleichsbeträge erhoben. 

Um dieser neuen Lage sowie um allen weiteren in 
Zukunft möglichen Änderungen in der Abgabener- 
hebung für ein- oder ausgeführte Waren Rechnung 
zu tragen, ist eine Erweiterung des Geltungsbereichs 
dieser Richtlinie auf alle Ein- und Ausfuhrabgaben 
angebracht. Auf diese Weise wird die Gleichbe- 
handlung von gemeinschaftlichen Ein- und Ausfüh- 
rern gewährleistet. 

Diese Vorschriften finden gemäß Artikel 46 der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge natürlich auch auf Ein- oder 
Ausfuhrabgaben Anwendung, die noch im Waren- 
verkehr zv/ischen der erweiterten Gemeinschaft vor- 
' übergehend weiterhin gelten. 

I Da zum besseren Verständnis des Textes gewisse 
Änderungen redaktioneller Art notwendig waren, 

I schien es aus Gründen größerer Klarheit sinnvoller, 

; die für den Zahlungsaufschub für Ein- und Ausfuhr- 
abgaben künftig geltenden Bestimmungen zusam- 
menzufassen und die Richtlinie vom 4. März 1969 
duch eine neue Richtlinie zu ersetzen. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag ist auf Arti- 
kel 100 EWGV gestützt und erfordert die Stellung- 
nahme des Europäischen Parlaments und die des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses. 
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